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Wallis Mittwoch, 24. Januar 2024

Der Eigentümer liess in der Ge- 
meinde Savièse im November  
2013 einen Quartierplan erstel- 
len. Die Gemeinde gab im Fe- 
bruar 2014 ihre Zustimmung zur  
Durchführung einer Planungs- 
studie. Mit der Veröffentlichung  
im Amtsblatt vom 17. April 2015  
wurde der Quartierplan, der den  
Bau von acht Einfamilienhäu- 
sern vorsah, öffentlich aufgelegt.  
Der Gemeinderat von Savièse 
genehmigte die eingereichten  
Pläne im September 2015.

Just in dieser Zeit begannen  
die Diskussionen um Rückzo- 
nungen von Bauland im Wallis.  
Im April 2015 erliess auch die Ge- 
meinde Savièse für verschiedene  
Gebiete Planungszonen. Diese  
waren ursprünglich für zwei Jah- 
re vorgesehen, wurden mit Be- 
schluss vom 30. Januar 2017 um  
drei Jahre verlängert. Sie liefen  
2020 ab.

Am 18. Januar 2017 verhäng- 
te der Gemeinderat über weite- 
re Parzellen eine Planungszone.  
Diesmal waren auch die fünf  
Parzellen des oben erwähnten  
Eigentümers betroffen. Im Sep- 
tember 2021 wies der Staats- 
rat die Einsprachen gegen diese  
Planungszonen ab. Der Eigentü- 
mer der fünf Parzellen legte ge- 
gen diesen Entscheid Beschwer- 
de beim Kantonsgericht ein, wel- 
ches mit Entscheid vom 19. Ju- 
li 2022 feststellte, dass die Be- 
schwerde gegenstandslos gewor- 
den war, da die angefochtene  
kommunale Planungszone am  
25. Januar 2022 ablief.

Nun wurde wieder der Ge- 
meinderat aktiv. Mit Schreiben  
vom 24. Februar 2022 informier- 
te der Gemeinderat den Staats- 

rat, dass er in seiner Sitzung vom  
23. Februar 2022 beschlossen ha- 
be, den Walliser Staatsrat zu ersu- 
chen, die erwähnte Planungszone  
für eine Dauer von maximal fünf  
Jahren zu erlassen. Der Staatsrat  
kam diesem Gesuch nach.

Eine Einsprache beim Kan- 
tonsgericht wurde abgewiesen.  
Der Eigentümer gelangte ans  
Bundesgericht und forderte, dass  
die Parzellen aus der Planungs- 
zone fallen und der Bau von den  
im September 2015 bewilligten  
Wohnhäusern ohne Einschrän- 
kung ermöglicht wird. Das Kan- 
tonsgericht, die Gemeinde Saviè- 
se und der Staatsrat beantragten  
die Abweisung der Beschwerde.  
Das ebenfalls zur Stellungnah- 
me aufgeforderte Bundesamt für  
Raumentwicklung (ARE) erach- 
tete das angefochtene Urteil «als  
unkritisch». Der Beschwerdefüh- 
rer beantragte dem Bundesgericht  
zudem, einen Lokalaugenschein  
durchzuführen. Diesem Antrag  
entsprach das Gericht nicht.

Laut dem Bundesgericht  
kann die in der Verfassung ver- 
ankerte Eigentumsgarantie un- 
ter bestimmten Voraussetzungen  
eingeschränkt werden. So muss  
die Einschränkung insbesonde- 
re durch ein öffentliches Inter- 
esse gerechtfertigt sein und den  
Grundsatz der Verhältnismäs- 
sigkeit beachten. Die zuständi- 
ge Behörde kann in genau ab- 
gegrenzten Gebieten Planungs- 
zonen vorsehen. Innerhalb die- 
ser Zonen darf nichts unternom- 
men werden, was die Erstel- 
lung des Nutzungsplans behin- 
dern könnte. Eine Planungszone  
darf nur für höchstens fünf Jah- 
re vorgesehen werden. Das kan- 
tonale Recht sieht vor, dass der  
Staatsrat nach Anhörung der be- 

troffenen Gemeinden Planungs- 
zonen aus wichtigen Gründen  
verlängern kann.

Die Ausscheidung einer Pla- 
nungszone liegt laut dem Bundes- 
gericht im öffentlichen Interesse.  
Es geht darum, die Planungs-  
und Entscheidungsfreiheit der  
Raumplanungsbehörden zu ge- 
währleisten und zu verhindern,  
dass diese Freiheit durch Bau- 
vorhaben beeinträchtigt wird. Im  
vorliegenden Fall stellte das kan- 
tonale Gericht fest, dass die Pla- 
nungsbehörden auf kommuna- 
ler und kantonaler Ebene ein- 
räumten, dass die Bauzone der  

Gemeinde Savièse überdimen- 
sioniert sei und dass eine Revi- 
sion des kommunalen Nutzungs- 
plans erfolgen müsse.

Diese war (und ist) im Gan- 
ge. Bereits das Kantonsgericht  
stellte fest, dass die Parzel- 
len des Beschwerdeführers unbe- 
baut blieben, ebenso wie zahlrei- 
che Nachbarparzellen im Osten,  
Norden und Westen, wodurch ei- 
ne relativ grosse unbebaute Flä- 
che innerhalb des bebauten Ge- 
meindegebiets entstand. Ihr Ein- 
bezug in die Planungszone stand  
daher laut dem Bundesgericht  
nicht von vornherein oder of- 

fensichtlich im Widerspruch zum  
Gesetz oder zur Richtplanung.  
Der fragliche Sektor sei insge- 
samt wenig bebaut und befin- 
de sich am Rande der Bauzo- 
ne. Es sei auch unerheblich, dass  
die Gesamtfläche dieser Par- 
zellen von einer halben Hekt- 
are im Vergleich zur Fläche der  
Planungszone von 54 Hektaren  
minimal sei.

Im Übrigen verfügt der Be- 
schwerdeführer entgegen seiner  
Behauptung über keine Baube- 
willigung. Die Vorinstanz habe zu  
Recht darauf hingewiesen, dass  
die Genehmigung des Quar- 

tierplans im September 2015 –  
auch wenn dieser in enger Zu- 
sammenarbeit mit der Gemein- 
de ausgearbeitet und von den  
staatlichen Stellen positiv beur- 
teilt wurde – keine Baubewilli- 
gung darstellte. Die genehmigten  
Pläne seien nicht detailliert ge- 
nug gewesen, um die Wirkung ei- 
ner Baubewilligung zu bejahen.

Auch für das Bundesgericht  
ist die Planungszone bundes- 
rechtskonform. Zudem verletzen  
die Entscheidungen nicht die  
Eigentumsgarantie und hielten  
den Grundsatz der Verhältnis- 
mässigkeit ein.

Geplatzte Bauträume. Bundesgericht stützt Auszonung. Bild: Keystone

Bauprojekt für acht Einfamilienhäuser 
muss in der Schublade bleiben
Ein Eigentümer wehrt sich gegen die Einführung einer Planungszone auf seinen Parzellen. 
Er sieht darin eine Verletzung der Eigentumsgarantie. Das Bundesgericht nicht.
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Das Ausführungsprojekt zur Na- 
tionalstrasse A9 im Pfynwald ist  
in den letzten 20 Jahren aus  
mehreren Gründen mehrmals  
umfassend überarbeitet worden.  
2017 reichte der Kanton Wal- 
lis beim Eidgenössischen De- 
partement für Umwelt, Verkehr,  
Energie und Kommunikation  
(UVEK) das Plangenehmigungs- 
gesuch für ein neues Ausfüh- 
rungsprojekt ein. Im Laufe des  
Verfahrens vereinigte das UVEK  
die verschiedenen Projektteile.

Im Rahmen des Detailpro- 
jektes war auch ein Gesamt- 
schutzkonzept für das BLN-Ge- 
biet zu erarbeiten, insbesondere  
für den Auenbereich rund um  
den Standort der geplanten Pas- 
serelle auf Gebiet der Gemein- 
de Salgesch. Der Kanton wurde  
auch verpflichtet, den rechtzei- 
tigen Abbau der Kieswerke im  
Pfynwald zu koordinieren und zu  
kontrollieren.

Im März 2021 genehmigte das  
UVEK das Ausführungsprojekt.  
Gegen die Plangenehmigungs- 
verfügung erhoben die Theler  
AG und die Volken AG, al- 
so die Kieswerkbetreiber, Be- 
schwerde beim Bundesverwal- 
tungsgericht. Mit Urteil vom 26.  
Oktober 2022 wies dieses die Be- 
schwerde ab. Im Dezember 2022  
beantragten die Unternehmen  
beim Bundesgericht, das vorin- 
stanzliche Urteil sei aufzuheben  
und das Bundesverwaltungsge- 
richt beziehungsweise das UVEK  
anzuweisen, die verfahrensmäs- 
sigen Voraussetzungen für den in  
der Plangenehmigung 1997 vor- 
gesehenen Fortbestand des Kies- 
werkes Rottensand an die Hand  
zu nehmen. Am 19. Dezember  
2023 hat das Bundesgericht die  
Beschwerde abgelehnt.

Offen bleibt damit noch eine  
Beschwerde der Stiftung Land- 
schaftsschutz Schweiz (SL). Das  
Bundesverwaltungsgericht hatte  
ebenfalls am 26. Oktober 2022  

diese vollumfänglich gutgeheis- 
sen und hob die Bewilligung der  
Brücke aus Natur- und Land- 
schaftsschutzgründen auf. Die  
Burger- und Munizipalgemeinde  
Salgesch focht den Entscheid vor  
Bundesgericht an.

Die SL bekämpft die Passe- 
relle und argumentiert, dass bau- 
liche Eingriffe im Schutzgebiet  
nur bei Vorliegen nationaler In- 
teressen überhaupt möglich sei- 
en. Eine touristische Brückenat- 
traktion erfülle diese Vorausset- 
zung nicht. Die Gemeinde Sal- 
gesch kämpft seit bald 30 Jahren  
für diese Brücke. Die Passerelle  
wäre dabei nicht nur ein Gewinn  
für Salgesch, sondern für die ge- 
samte Region, insbesondere auch  
für den Naturpark Pfyn-Finges.

Bis Ende Februar 2024  
muss die Eidgenössische Na- 
tur- und Heimatschutzkommissi- 
on (ENHK) nochmals eine Stel- 
lungnahme abgeben. Der Ent- 
scheid des Bundesgerichts wird  
vor Mitte Jahr erwartet. Wann wird die A9 durch den Pfynwald gebaut werden können? Bild: pomona.media/Alain Amherd

Betreiber eines Kieswerks im Pfynwald blitzen erneut ab
Gegen den Bau der Autobahn A9 im Pfynwald sind zwei weitere Einsprachen abgelehnt worden. Der Bau der A9 ist einen Schritt weiter.
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